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Die Erweiterte Vollversammlung der Ärztekammer für Niederösterreich verordnet am 

02.12.2015 gemäß § 80b Z. 1 Ärztegesetz 1998, BGBl I Nr. 169/1998, idF BGBl I Nr. 

90/2015 folgende Änderung der Satzung des Wohlfahrtsfonds der Ärztekammer für 

Niederösterreich: 

 
 

1. Vor dem § 1 wird folgende Präambel eingefügt: 

„Soweit in dieser Satzung personenbezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form 

angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise. Bei der 

Anwendung auf bestimmte Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu 

verwenden. Die Begriffe „Arzt“ und „ärztlich“ bezeichnen immer zugleich „Zahnarzt“ und 

„zahnärztlich“.“ 

2. Im § 6 Z. 2 werden die Wortfolgen „jeweiligen Landeszahnärztekammer“ und 

„jeweilige Landesausschuss“ ersetzt durch die Wortfolgen „Landeszahnärztekammer“ und 

„Landesausschuss“. 

3. Im § 11 Abs. 1 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt:  

„Bezieher einer Alters- oder Invaliditätsversorgung aus dem Wohlfahrtsfonds gelten aufgrund 

ihrer Beitragsleistung (§ 13) während des Leistungsbezuges als ordentliche 

Kammerangehörige im Sinne dieser Bestimmung (§ 68 Abs. 1 Ärztegesetz).“ 

4. Im § 11 Abs. 3 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt:  

„Bezieher einer Alters- oder Invaliditätsversorgung aus dem Wohlfahrtsfonds gelten aufgrund 

ihrer Beitragsleistung (§ 13) während des Leistungsbezuges als ordentliche Mitglieder der 

Landeszahnärztekammer für Niederösterreich im Sinne dieser Bestimmung (§ 10 Abs. 2 

ZÄKG).“ 

5. Die in § 17 Abs. 3 nach dem ersten Satz enthaltene Auflistung lautet wie folgt:  

„1. Erlebensleistung gemäß § 12 Abs. 6, 2. Satz, Beitragsordnung 

2.  Pensionsbeitrag, der gemäß § 15 Abs. 2 Beitragsordnung der Zusatzleistung 

zuzuordnen ist und den Mindestbeitrag gemäß § 7 Abs. 3 übersteigt 

3.  Pensionsbeitrag, der gemäß § 15 Abs. 2 Beitragsordnung der Grundrente 

zuzuordnen ist und den Mindestbeitrag gemäß § 7 Abs. 2 übersteigt  

4.  Mindestbeitrag zur Zusatzleistung gemäß § 7 Abs. 3 Beitragsordnung  

5.  Mindestbeitrag zur Grundrente gemäß § 7 Abs. 2 Beitragsordnung  

 6. Krankenunterstützung gemäß § 10 Abs. 1 Beitragsordnung  

 7. Bestattungsbeihilfe und Hinterbliebenenunterstützung gemäß § 12 Abs. 6, 1. Satz, 

 Beitragsordnung 

 8. Solidaritäts- und Notstandsfonds gemäß § 11 Beitragsordnung“ 
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6. Im § 26 Abs. 2 wird die Wortfolge „eine Anwartschaft zur Grundrente im Ausmaß von 

50 % der vor Beginn des Ereignisses durchschnittlich erworbenen Anwartschaft“ 

ersetzt durch die Wortfolge „eine Anwartschaft zur Grundrente im Ausmaß des 

Mindestbeitrages, mindestens jedoch von 50 % der vor Beginn des Ereignisses 

durchschnittlich erworbenen Anwartschaft“. 

7. § 28 Abs. 2 lautet: 

„(2) Tritt ein Ereignisfall gemäß § 30 Abs. 1 oder Abs. 2 ein und sind die 

Voraussetzungen gemäß § 30 Abs. 1 erfüllt oder ist ein aktives WFF-Mitglied, das noch keine 

Versorgungsleistung bezieht, verstorben, so erhöht sich die bis zu diesem Zeitpunkt 

erworbene Anwartschaft um jene Anwartschaften, die das WFF-Mitglied bis zum 60. 

Lebensjahr bei höchstmöglicher Beitragsleistung gemäß § 26 Abs. 1 erworben hätte.“ 

8. In § 28 werden folgende Abs. 2a und 2b angefügt: 

„(2a) Liegt zum beantragten Leistungsbeginn ein Beitragsrückstand vor oder wird der 

Bezug einer Versorgungsleistung ab Vollendung des 60. Lebensjahres beantragt, so wird die 

Grundrente ausschließlich nach Abs. 1 festgestellt; Abs. 2 kommt nicht zur Anwendung. 

Nach Begleichung des Beitragsrückstandes wird die Grundrente gemäß Abs. 1 mit dem 

Zeitpunkt der Begleichung neu festgestellt. Erfolgt die Begleichung vor Vollendung des 60. 

Lebensjahres, wird die Grund-rente mit dem Zeitpunkt der Begleichung nach Abs. 1 und Abs. 

2 neu festgestellt. 

(2b) Auf Ansprüche von Hinterbliebenen kommt Abs. 2a analog zur Anwendung. Verstirbt 

ein Bezieher einer Versorgungsleistung vor Begleichung seines Rückstandes und vor seinem 

60. Lebensjahr, so sind Ansprüche auf Witwen- und Waisenversorgung zum Zeitpunkt des 

Ablebens des WFF-Mitgliedes gemäß Abs. 1 neu festzustellen. Wird der aushaftende 

Rückstand innerhalb von sechs Monaten ab dem Ableben des WFF-Mitgliedes beglichen, 

sind Ansprüche auf Witwen- und Waisenversorgung zum Zeitpunkt der Begleichung gemäß 

Abs. 1 und Abs. 2 neu festzustellen.“ 

9. § 28 Abs. 3 entfällt. 

10. In § 29 wird folgender Abs. 1a nach Abs. 1 angefügt: 

„(1a) Die Höhe der Zusatzleistung wird bei Pensionsantritt jedenfalls auf Basis der 

tatsächlich einbezahlten Beiträge festgestellt und gewährt. Rückständige Beiträge zur 

Zusatzleistung sind bei Pensionsantritt zu stornieren.“ 

11. § 29 Abs. 6 entfällt. 

12. Im § 30 Abs. 1 wird die Wortfolge „Ist ein WFF-Mitglied infolge körperlicher oder 

geistiger Gebrechen zur Ausübung des ärztlichen und/oder zahnärztlichen Berufs dauernd 

oder vorübergehend unfähig und sind alle Beitragsvorschreibungen zum Wohlfahrtsfonds 

gedeckt“ ersetzt durch die Wortfolge „Ist ein WFF-Mitglied infolge körperlicher oder geistiger 

Gebrechen zur Ausübung des ärztlichen und/oder zahnärztlichen Berufs dauernd oder 

vorübergehend unfähig“. 

13. Im § 32 Abs. 3 wird nach lit. c folgende lit. d eingefügt: 

„d) ab dem Folgemonat des Ablebens des Beziehers einer Grundrente.“ 

14. § 32 Abs. 4 lautet: 
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„(4) Die Kinderunterstützung beträgt für Kinder von Beziehern einer Altersversorgung 

monatlich € 20,00 brutto, für Kinder von Beziehern einer Invaliditätsversorgung monatlich 

€ 40,00 brutto.“ 

15. Im § 36 Abs. 2 wird die Wortfolge „beträgt für jede Halbwaise 30 v. H. der Grundrente 

der Alters- oder Invaliditätsversorgung“ ersetzt durch die Wortfolge „beträgt für jede 

Halbwaise 10% der Alters- oder Invaliditätsversorgung“. 

16. § 36 Abs. 3 entfällt. 

17. § 36 Abs. 4 lautet: 

„(4) Die Waisenversorgung für jede Vollwaise beträgt 20% der Alters- oder Invaliditäts-

versorgung wegen dauernder Berufsunfähigkeit, die dem (der) Verstorbenen im Zeitpunkt 

seines (ihres) Ablebens gebührt hat oder gebührt hätte.“ 

18. Im § 37 Abs. 4 wird die Wortfolge „für mindestens 3 Monate vor dem Ereigniseintritt“ 

ersetzt durch die Wortfolge „mindestens in den drei Monaten vor dem Ereigniseintritt“. 

19. Im § 38 Abs. 13 wird die Wortfolge „für mindestens 3 Monate vor dem Ereigniseintritt“ 

ersetzt durch die Wortfolge „mindestens in den drei Monaten vor dem Ereigniseintritt“. 

20. § 39 entfällt. 

21. Im § 40 Abs. 1 wird die Wortfolge „ist ein unmittelbar anschließender Kur- oder 

Rehabilitationsaufenthalt gleichzuhalten“ ersetzt durch die Wortfolge „ist ein unmittelbar 

anschließender Rehabilitationsaufenthalt gleichzuhalten“. 

22. Im § 43 Abs. 4 wird die Wortfolge „für mindestens 3 Monate vor dem Ereigniseintritt“ 

ersetzt durch die Wortfolge „mindestens in den drei Monaten vor dem Ereigniseintritt“. 

23. Im § 46 Abs. 7 wird die Wortfolge „für mindestens 3 Monate vor dem Ereigniseintritt“ 

ersetzt durch die Wortfolge „mindestens in den drei Monaten vor dem Ereigniseintritt“. 

24. § 60 Abs. 2 entfällt. 

25. § 63 Abs. 4 erster Satz lautet: 

„Anträge auf Krankenunterstützung sind spätestens binnen vier Wochen nach Ende der 

Berufsunfähigkeit infolge Erkrankung oder Unfall einzubringen, andernfalls sie als verspätet 

eingebracht zurückzuweisen sind.“ 

26. § 63 Abs. 5 lautet: 

„(5) In Fällen des Mutterschutzes gemäß § 42 sowie in dem Fall, dass ein Ende der 

Berufsunfähigkeit nicht absehbar ist, kann die Krankenunterstützung auch vor Ende des 

Krankenstandes beantragt und ohne Nachweis eines Endes der Berufsunfähigkeit – 

vorbehaltlich der Höchstbezugsdauer gemäß § 43 Abs. 1 – gewährt und unter der 

Voraussetzung des Abs. 6 in Teilen ausbezahlt werden.“ 

27. § 64 Abs. 3 lautet: 

„(3) Versorgungsleistungen der WFF-Mitglieder werden ab dem beantragten Stichtag 

gewährt, wenn die Antragstellung spätestens innerhalb von drei Monaten ab dem Stichtag 

erfolgt. Versorgungsleistungen der Hinterbliebenen oder Kinder eines WFF-Mitgliedes 
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werden ab dem beantragten Stichtag gewährt, wenn die Antragstellung spätestens innerhalb 

von sechs Monaten ab dem Stichtag erfolgt. Wird ein Antrag auf eine Versorgungsleistung 

nach den oben angegebenen Fristen eingebracht, so wird die Leistung erst ab dem Monat 

der Antragstellung gewährt.“ 

28. Im § 73 erhält der bisherige Text die Bezeichnung Abs. 1 und lautet: 

„(1) Die Satzung des Wohlfahrtsfonds in der Fassung des Beschlusses der Erweiterten 

Vollversammlung der Ärztekammer für Niederösterreich vom 05.12.2012 tritt mit 20.12.2012 

in Kraft.“ 

29. Im § 73 werden folgende Abs. 2 bis 6 angefügt: 

„(2) Die §§ 16 Abs. 1, 26 Abs. 2, 28a, 29 Abs. 2, 29 Abs. 2a, 29a und 47 in der Fassung des 

Beschlusses der Erweiterten Vollversammlung der Ärztekammer für Niederösterreich 

vom 12.06.2013 treten mit 01.07.2013 in Kraft, wobei die Änderungen der §§ 28a, 29 

und 29a auf Zeiträume anwendbar sind, die nach dem 01.07.2013 beginnen. 

 

(3) Die §§ 1 Abs. 5, 3, 7 Abs. 3, 8 Abs. 4, 9, 10 Abs. 2, 17 Abs. 2, 30 Abs. 2 bis 4, 48 Abs. 

2, 52, 61 Abs. 1, 64 Abs. 7, 65 Abs. 3, 66, 67 sowie 68 Abs. 1 und 2 in der Fassung des 

Beschlusses der Erweiterten Vollversammlung der Ärztekammer für Niederösterreich 

vom 04.12.2013 treten mit 01.01.2014 in Kraft. Die §§ 14 Abs. 3, 19a, 19b, 27 Abs. 7, 

30 Abs. 1 sowie 42 Abs. 1 in der Fassung des Beschlusses der Erweiterten 

Vollversammlung der Ärztekammer für Niederösterreich vom 04.12.2013 treten mit 

06.12.2013 in Kraft, wobei die §§ 19a und 19b in der Fassung des Beschlusses der 

Erweiterten Vollversammlung der Ärztekammer für Niederösterreich vom 04.12.2013 

auf alle Ersteintragungen in die (Zahn-)Ärzteliste ab 06.12.2013 anwendbar sind; wobei 

§ 30 Abs. 1 auf Anträge anwendbar ist, die ab dem 06.12.2013 bei der Ärztekammer für 

Niederösterreich einlangen oder am 06.12.2013 bereits eingelangt, jedoch noch nicht 

rechtskräftig abgeschlossen sind, und die Zeiträume betreffen, deren Beginn am 

06.12.2013 nicht mehr als drei Monate zurückliegt; wobei § 42 Abs. 1 auf Anträge 

anwendbar ist, die ab dem 06.12.2013 bei der Ärztekammer für Niederösterreich 

einlangen. § 74 in der Fassung des Beschlusses der Erweiterten Vollversammlung der 

Ärztekammer für Niederösterreich vom 04.12.2013 tritt mit 01.01.2013 in Kraft. 

 

(4) Die §§ 29 Abs. 6, 38 Abs. 1, 38 Abs. 1a, 40 Abs. 3 lit. b, 41 Abs. 3, 42 Abs. 2, 45 und 

63 Abs. 7 in der Fassung des Beschlusses der Erweiterten Vollversammlung der 

Ärztekammer für Niederösterreich vom 03.12.2014 treten mit 01.01.2015 in Kraft. Die 

§§ 30 Abs. 1a und Abs. 8 in der Fassung des Beschlusses der Erweiterten 

Vollversammlung der Ärztekammer für Niederösterreich vom 03.12.2014 treten mit 

06.12.2013 in Kraft. Die §§ 38 Abs. 14 und 43 Abs. 1 in der Fassung des Beschlusses 

der Erweiterten Vollversammlung der Ärztekammer für Niederösterreich vom 

03.12.2014 treten mit 01.01.2011 in Kraft. 

 

(5) § 27 Abs. 2 in der Fassung des Beschlusses der Erweiterten Vollversammlung der 

Ärztekammer für Niederösterreich vom 10.06.2015 tritt mit 20.12.2012 in Kraft. § 30 

Abs. 8 in der Fassung des Beschlusses der Erweiterten Vollversammlung der 

Ärztekammer für Niederösterreich vom 10.06.2015 tritt mit 06.12.2013 in Kraft. 
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(6) Die Präambel, die §§ 1 Abs. 4, 6, 11 Abs. 1 und 3, 17 Abs. 3, 28 Abs. 2, Abs. 2a, Abs. 

2b und Abs. 3, die §§ 29 Abs. 1a und Abs. 6, 32 Abs. 3 und 4, 36 Abs. 2 bis 4, 37 Abs. 

4, 38 Abs. 13, 39, 43 Abs. 4, 46 Abs. 7, 60 Abs. 2, 63 Abs. 4 und 5 sowie 64 Abs. 3 in 

der Fassung des Beschlusses der Erweiterten Vollversammlung der Ärztekammer für 

Niederösterreich vom 02.12.2015 treten mit 02.12.2015 in Kraft. Die §§ 26 Abs. 2 und 

30 Abs. 1 in der Fassung des Beschlusses der Erweiterten Vollversammlung der 

Ärztekammer für Niederösterreich vom 02.12.2015 treten mit 20.12.2012 in Kraft. § 40 

Abs. 1 in der Fassung des Beschlusses der Erweiterten Vollversammlung der 

Ärztekammer für Niederösterreich vom 02.12.2015 tritt mit 01.01.2015 in Kraft.“ 
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